Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Schutz vor unzumutbarem Verkehrslärm 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Erhaltung einer gesunden und natürlichen Umwelt ist eine 
zentrale politische Aufgabe. Der Schutz vor unzumutbarem Ver- 
kehrslärm spielt dabei eine immer größere Rolle. Dieses Anhegen 
ist verständlich, da der Lärm inzwischen zu einer immer lästigeren 
Begleiterscheinung des privaten und beruflichen Lebens gewor- 
den ist. Beim Lärmschutz geht es daher nicht nur um Humanität, 
sondern letztlich auch um die volkswirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit. Auch die zunehmende Inanspruchnahme der Gerichte auf 
diesem Gebiet läßt erkennen, wie wichtig den Bürgern die 
Abwehr des Verkehrslärms geworden ist. 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 1. April 1974 regelt, daß 
„bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung öffentlicher Stra- 
ßen sowie von Eisenbahnen und Straßenbahnen sicherzustellen 
ist, daß durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden“. Eine nähere 
Konkretisierung, insbesondere von wann ah Verkehrsgeräusche 
als schädliche Umwelteinwirkungen anzusehen sind, enthält das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz nicht. Es überläßt diese Konkreti- 
sierung dem Verordnungsgeber. Die zu regelnde Materie ist 
äußerst vielschichtig und schwierig. Deshalb wird statt der im 
Bundes-Immissionsschutzgesetz vorgesehenen Verordnung eine 
gesetzliche Regelung für notwendig gehalten. Dies ist auch des- 
halb erforderlich, weü das Bundes-Immissionsschutzgesetz keine 
Regelung für Lärmschutz an bestehenden Verkehrswegen ent- 
hält. 

Eine wirksame Lärmbekämpfung erfordert aber auch Maßnah- 
men am Fahrzeug zur Verringerung des Lärms an der Quelle. 
Außerdem muß durch verkehrslenkende und verkehrsordnende 
Maßnahmen eine Lärmberuhigung durchgeführt werden. 

In diesem Sinne hält der Deutsche Bundestag folgende Maß- 
nahmen für vordringlich: 

I. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in einem Verkehrs- 
lärmschutzgesetz festzulegen 
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1. Verkehrswege sind unter Abwägung aller öffentlichen und 
privaten Belange so zu planen, daß Lärmeinwirkungen so 
weit wie möglich vermieden werden. 

2. Können durch Planungen Lärmeinwirkungen nicht vermie- 
den werden, so ist der Träger der Baulast bei dem Bau oder 
einer wesentlichen Änderung von Verkehrswegen verpflich- 
tet, durch Lärmschutzmaßnahmen am Verkehrsweg sicherzu- 
stellen, daß der Mittelungspegel des von dem zu erwartenden 
Verkehr ausgehenden Lärms die nachstehenden Immissions- 
grenzwerte für Straßen (a) oder Schienenwege (b) nicht über- 
schreitet. 

Tag Nacht 

2.1 In reinen und allgemeinen Wohngebieten, Kleinsied- 
lungsgebieten sowie an Krankenhäusern, Schulen, Kur- 
heimen und Altenheimen 

a) 55 Dezibel (A) 45 Dezibel (A) 

b) 60 Dezibel (A) 50 Dezibel (A) 

2.2 in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 

a) 60 Dezibel (A) 50 Dezibel (A) 

b) 65 Dezibel (A) 55 Dezibel (A) 

2.3 in Gewerbegebieten und Industriegebieten 

a) 65 Dezibel (A) 55 Dezibel (A) 

b) 70 Dezibel (A) 60 Dezibel (A) 

3. Unterbleiben Lärmschutzmaßnahmen am Verkehrsweg oder 
kann durch sie die Einhaltung der maßgebenden Immissions- 
grenzwerte nicht sichergestellt werden, so hat der Eigentümer 
gegen den Träger der Baulast Anspruch auf Erstattung seiner 
Aufwendungen für notwendige Lärmschutzmaßnahmen für 
Räume, die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt sind. 

4. Der Träger der Baulast ist zur Lärmsanierung verpflichtet, 
wenn der Mittelungspegel des von der Straße (a) oder dem 
Schienenweg (b) ausgehenden Verkehrslärms an der zu 
schützenden baulichen Anlage folgende Immissionsgrenz- 
werte übersteigt: 

Tag Nacht 

4.1 In reinen und allgemeinen Wohngebieten, Kleinsied- 
lungsgebieten sowie an Krankenhäusern, Schulen, Kur- 
heimen und Altenheimen 

a) 65 Dezibel (A) 55 Dezibel (A) 

b) 70 Dezibel (A) 60 Dezibel (A) 

4.2 In Kemgebieten, Dorfgebieten, Mischgebieten, Gewer- 
begebieten und Industriegebieten 
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a) 70 Dezibel (A) 

b) 75 Dezibel (A) 


60 Dezibel (A) 
65 Dezibel (A) 
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5. Die Kosten der Lärmsanierung sind aus den jeweiligen Mit- 
teln für den Straßenbau und aus dem bei der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau einzurichtenden Sondervermögen „Arbeit und 
Umwelt" (vgl. Drucksache 10/1722) aufzubringen. 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Lärmbekämp- 
fung an der Quelle zu forcieren. 

1. Die derzeit gültigen Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 
sind unzureichend. Die Geräuschemissionen können spürbar 
gesenkt werden. Technisch ist dies heute möglich. Die Indu- 
strie hat bereits lärmarme Fahrzeuge entwickelt und erprobt. 

Die Geräuschgrenzwerte müssen deshalb reduziert werden. 
Die Bundesregierung hat entsprechend mit der EG zu verhan- 
deln. Verhandlungsziel muß sein, die Geräuschgrenzwerte 
für 

— Pkw, Krafträder bis 80 cm 3 auf 70 dB (A) 

— Lkw, Busse und Krafträder über 80 cm 3 auf 75 dB (A) 

abzusenken. 

Für Mofas, Mopeds und Kleinkrafträder gibt es keine EG- 
Richtlinien. Die Geräuschgrenzwerte sind deshalb durch 
Änderung der nationalen Vorschriften auf 65 dB (A) zu redu- 
zieren. Die Bürger fühlen sich durch die Lärmemissionen 
dieser Fahrzeuge besonders belästigt. 

2. Die Rollgeräusche dominieren beim Lkw ab etwa 80 km/h 
und beim Pkw ab etwa 60 km/h. Sie sind abhängig von der 
Beschaffenheit der Reifen und der Fahrbahnoberfläche. Die 
Bundesregierung muß die Erforschung dieser Zusammen- 
hänge beschleunigen mit dem Ziel, die Geräuschemissionen 
des Systems Reifen/Fahrbahn zu reduzieren und die Ver- 
kehrssicherheit dieses Systems möglichst zu erhöhen. 

a) Minderung der Rollgeräusche (Reifen, Fahrbahnbelag 
u. a.), 

b) Forschungs- und Entwicklungsvorhaben: Entwicklung von 
Methoden zur Überwachung und Erfolgskontrolle. 

III. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Straßenverkehrs- 
Ordnung (StVO) vom 16. November 1970 zunächst für eine 
vierjährige Versuchsphase in folgenden Punkten zu ändern: 

1. Für Wohnstraßen in geschlossenen Ortschaften sollen die 
Gebietskörperschaften, wie in Nordrhein-Westfalen, die zu- 
lässige Höchstgeschwindigkeit für alle Kraftfahrzeuge auf 
30 km/h festsetzen können. 

2. Auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften gilt für alle 
Kraftfahrzeuge 80 km/h als zulässige Höchstgeschwindigkeit. 

3. Auf Autobahnen und Straßen außerhalb geschlossener Ort- 
schaften, die mit zweispurigen Autobahnen in eine Richtung 
und Mittelstreifen zwischen den Richtungsfahrbahnen Auto- 
bahnen ähnlich sind, beträgt die zulässige Höchstgeschwin- 
digkeit für alle Personenkraftwagen und Krafträder 100 km/h. 
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IV. Die Bundesregierung wird aufgefordert, das Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) mit dem Ziel zu novellie- 
ren, den Bau oder Ausbau von innerörtlichen Straßen zum 
Zweck der Bildung oder Erweiterung von verkehrsberuhigten 
Bereichen in den Förderungskatalog des GVFG aufzu- 
nehmen. 

V. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den öffentlichen Per- 
sonennahverkehr verstärkt zu fördern. 

Der konsequente Ausbau attraktiver öffentlicher Verkehrs- 
systeme trägt dazu bei, die Umwelt für die Bürger wieder 
menschlicher und lebenswerter zu machen. Der öffentliche 
Personennahverkehr ist sparsam im Energieverbrauch und 
schont unsere Umwelt. Seine Lärmemissionen sind unter 
Berücksichtigung seiner Beförderungskapazitäten um ein 
Vielfaches geringer als der Individualverkehr. Deshalb muß 
er attraktiver gestaltet und für unsere Bürger stärker als echte 
Alternative zum Individualverkehr ausgebaut werden. Das 
zusätzliche Förderprogramm muß umfassen 

— ÖPNV-Energieprogramm, mit dem der öffentliche Per- 
sonennahverkehr von der Mineralölsteuer entlastet wird, 
— beschleunigte Fertigstellung der vorhandenen S-Bahn- 
netze, 

— Beschaffung von kostengünstigen und attraktiven Fahr- 
zeugen für den Nahverkehr der Deutschen Bundesbahn 
(z. B. Nahverkehrstrieb wagen VT 62), 

— Finanzierung von Modellversuchen zur Einführung von 
Umweltschutztickets (Abdeckung der Einnahmeausfälle 
der Nahverkehrsunternehmen). 

Ausreichende Finanzmittel stehen der Bundesregierung zur 
Verfügung. Zur Verbesserung des Umweltschutzes im Stra- 
ßenverkehr hat sie die Mineralölsteuer für verbleites Benzin 
um 2 Pfennig je Liter erhöht. Dies bringt ihr Mehreinnahmen 
von fast 900 Mio. DM/Jahr. Diese Beträge müssen zur Verbes- 
serung des Umweltschutzes im Verkehr verwendet werden. 

VI. In der 9. Legislaturperiode hat die Bundesregierung durch 
Änderungen des Straßenverkehrsgesetzes und der Straßen- 
verkehrs-Ordnung die rechtlichen Voraussetzungen geschaf- 
fen, straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung vor Lärm anzuordnen. Hierzu hat der Bundes- 
minister für Verkehr am 6. November 1981 vorläufige Richt- 
linien erlassen. 

Die Straßenverkehrsbehörden werden aufgefordert, die nach 
diesen Vorschriften möglichen und nötigen Maßnahmen vor 
Ort zu treffen, um die Verkehrslärmbelastung der Bevölke- 
rung zu reduzieren. 

Bonn, den 16. Juli 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 
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